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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 

  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Humanitäre Aufenthaltstitel für unbegleitete Minderjährige 
am Abschluss des Screenings – mindestens bis zur Volljährigkeit 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung:  

Das Land Berlin soll unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten nach Abschluss 
des neuen Screeningverfahrens grundsätzlich bis mindestens zur Volljährigkeit 
einen darüber hinaus verlängerungsfähigen humanitären Aufenthaltstitel erteilen, 
sofern sie nicht in das Asylverfahren gehen, anstatt sie lediglich zu dulden. 

Ausgangslage: Duldung schafft gerade für Minderjährige dauerhafte Unsicherheit 

Mit dem neuen GEAS wird das Screening zu einer frühen Weichenstellung: Nach 
Abschluss des Verfahrens werden unbegleitete minderjährige Geflüchtete 
entweder dem Asylverfahren oder einem Rückkehrverfahren zugeführt. Gerade bei 
Minderjährigen ist zu diesem frühen Zeitpunkt jedoch häufig noch nicht verlässlich 
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geklärt, welcher aufenthaltsrechtliche Weg ihrem Schutz und ihrer individuellen 
Situation am besten entspricht. Die Entscheidung über einen Asylantrag kann 
zudem nicht schematisch für jeden jungen Menschen der richtige Weg sein. 

Das Kindeswohl verlangt deshalb eine aufenthaltsrechtliche Absicherung bereits 
während der Minderjährigkeit. Eine bloße Duldung bedeutet dagegen, dass der 
junge Mensch trotz faktischen Aufenthalts in Deutschland dauerhaft mit der 
Unsicherheit leben muss, ob und wann eine Aufenthaltsbeendigung erfolgt. Dies 
erschwert Schulbesuch, Ausbildung, soziale Integration und die Entwicklung einer 
verlässlichen Lebensperspektive. Gerade für Kinder und Jugendliche ist eine solche 
Unsicherheit besonders problematisch. 

Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 

Das Aufenthaltsgesetz bietet bereits heute Möglichkeiten, unbegleiteten 
Minderjährigen in Fällen, in denen eine Rückkehr nicht möglich ist, einen 
humanitären Aufenthalt zu gewähren. Eine Änderung des Aufenthaltsgesetzes 
durch den Bundesgesetzgeber ist hierfür nicht erforderlich. Insbesondere § 25 Abs. 
5 AufenthG ermöglicht die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, wenn die Ausreise 
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist und mit dem Wegfall 
des Ausreisehindernisses in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. Voraussetzung ist 
zudem, dass die betroffene Person die Unmöglichkeit der Ausreise nicht selbst zu 
vertreten hat. Bei unbegleiteten Minderjährigen sind dabei die besonderen 
Anforderungen des Kindeswohls zu berücksichtigen. Die neue europäische 
Rechtslage bestätigt zudem ausdrücklich, dass die Mitgliedstaaten auch im 
Rahmen von Rückkehrverfahren die Möglichkeit behalten, aus humanitären 
Gründen oder in Härtefällen einen Aufenthaltstitel zu erteilen.  

Berlin sollte diesen bestehenden Ermessensspielraum nutzen und eine 
einheitliche Verwaltungspraxis entwickeln, nach der unbegleiteten Minderjährigen 
nach Abschluss des Screenings grundsätzlich eine humanitäre 
Aufenthaltserlaubnis bis mindestens zur Volljährigkeit erteilt wird, sofern sie nicht 
in das Asylverfahren gehen und eine Rückkehr nicht kindeswohlgerecht möglich 
ist. 

Spanien zeigt, dass eine solche frühzeitige Aufenthaltssicherung praktisch 
möglich ist 

Ein besonders interessantes europäisches Vorbild ist Spanien. Die seit 2024 
geltende spanische Ausländerrechtsverordnung enthält mit den Art. 165–174 ein 
eigenes Regelungsregime für unbegleitete Minderjährige. Art. 172 verpflichtet die 
zuständige Ausländerbehörde, das Verfahren für eine Aufenthaltserlaubnis von 
Amts wegen einzuleiten, sobald feststeht, dass eine unverzügliche Rückführung 
nicht möglich ist oder dem Kindeswohl widerspricht. Der spanische Ansatz 
verbindet damit Kinderschutz und Aufenthaltssicherung, anstatt die 
Minderjährigen über Jahre auf einen unsicheren Status zu verweisen. Auch der 
Übergang zur Volljährigkeit ist ausdrücklich geregelt: Art. 173 ermöglicht die 
Verlängerung des Aufenthaltstitels unter realistischen Bedingungen. Spanien zeigt 
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damit: Eine frühzeitige aufenthaltsrechtliche Absicherung unbegleiteter 
Minderjähriger ist kein unrealistisches Sondermodell, sondern eine in einem EU-
Mitgliedstaat bereits gesetzlich verankerte Praxis. 

Hieraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge: 

• Unbegleitete Minderjährige, die nach Abschluss des Screenings nicht in das 
Asylverfahren gehen und bei denen eine Rückführung nicht 
kindeswohlgerecht möglich ist, sollten grundsätzlich eine humanitäre 
Aufenthaltserlaubnis mindestens bis zur Volljährigkeit, die aber auch 
darüber hinaus verlängerungsfähig ist, erhalten – statt lediglich eine 
Duldung. Damit könnte Berlin ohne Änderung des Aufenthaltsgesetzes einen 
erheblichen Beitrag zu mehr Rechtssicherheit, Bildung, Ausbildung und 
sozialer Integration leisten. Gleichzeitig bliebe die Möglichkeit einer 
späteren Rückkehr erhalten, wenn diese nach einer individuellen Prüfung 
tatsächlich möglich und mit dem Kindeswohl vereinbar ist. 
 

• Spanien sollte dabei als europäisches Vorbild für eine kindgerechte 
Verbindung von Jugendhilfe, Aufenthaltssicherung und Übergang in die 
Volljährigkeit dienen. 

 

 

 

 


